
 

BORIS PALMER 

Mitglied des Landtags von Baden-Württemberg 
Fraktion GRÜNE, umwelt- und verkehrspolitischer Sprecher 

Boris Palmer MdL, Konrad-Adenauer-Str. 12, 70173 Stuttgart 
 

 
  

 
 
 

 
 

Stuttgart, den 27. September 2004 
 
 

Abgeordnetenbrief –  
Überzogene Ausbaustandards bei GVFG-geförderten kommunalen Straßenbauten 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

in meinem Wahlkreis gibt es in der Gemeinde Starzach eine Gemeindeverbindungsstraße  
zwischen den Ortsteilen Sulzau und Bierlingen. Das schmale Sträßlein, vor Ort „Eulentalstraße“ 
genannt, wird derzeit je Tag im Durchschnitt von 120 Fahrzeugen befahren, weshalb seine 
größtenteils geringe Breite nicht als störend empfunden wird, auch wenn bei Gegenverkehr 
bisweilen kurze Wartezeiten in den Ausweichbuchten erforderlich sind.  

Die Straße führt teilweise durch geologisch schwieriges Gebiet und ist sanierungsbedürftig. 
Ohne Sanierungsmaßnahmen ist absehbar, dass sie demnächst gesperrt werden muss. Die 
Gemeinde Starzach, die wie viele Gemeinden sehr sparsam mit ihren Haushaltsmitteln umge-
hen muss, hat sich deshalb um Zuschüsse für die Sanierung dieser Straße bemührt.  

Straßen dieser geringen Bedeutung sind üblicherweise nicht bezuschussungsfähig. Wie ich aus 
dem Umwelt- und Verkehrsministerium erfahren habe, kann jedoch eine Bezuschussung nach 
dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) erfolgen, da es sich bei Starzach um eine 
Gemeinde in einem zurückgebliebenen Gebiet handelt. Dieser Status hat zur Folge, dass auch 
eine Straße mit so geringem Verkehrsaufkommen wie die Eulentalstraße formal zu einer „ver-
kehrswichtigen Straße“ erklärt wird und damit zuschussfähig wird. 

Diese Aufwertung zur „verkehrswichtigen Straße“ hat jedoch zur Folge, dass das Land als Zu-
schussgeber von der Gemeinde verlangt, dass der Ausbau nach den „Empfehlungen für die 
Anlage von Hauptverkehrsstraßen“ mit einer Ausbaubreite von 4,75 m erfolgt. Dabei spielt es 
keine Rolle, dass die Straße lediglich formal in diesen Rang hinaufgestuft wurde, in Wahrheit 
aber eine völlig unbedeutende Nebenstraße ist. 

Das Ergebnis dieser paradoxen Situation ist, dass die Gemeinde die Straße, die sie ohne Ge-
währung eines Zuschusses in der jetzigen Breite für 200.000 € repariert hatte, jetzt mit dem 
extrem hohen Aufwand von 1.350.000 € auf 4,75 m Breite ausbaut, weil wegen der gewähr-
ten Zuschüsse dieser unsinnige Ausbau für die Gemeinde billiger ist.  
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Mir ist völlig unverständlich, wieso das Land Baden-Württemberg Gemeinden auf die darge-
stellte Art und Weise dazu animiert, verschwenderisch mit Steuergeldern umzugehen. Der 
grundsätzliche Gedanke der Förderbestimmungen, Gemeinden in zurückgebliebenen Gebieten 
bevorzugt mit Fördermitteln auszustatten, wird durch den vom Land Baden-Württemberg aus-
geübten Zwang zum übertriebenen Ausbau völlig konterkariert, da dieser unnötig knappe 
Haushaltsmittel in unsinnige Projekte pumpt, die dann anderen Gemeinden wieder fehlen. 

Mit der Bestellung eines Beauftragten für Bürokratieabbau haben Sie in diesem Sommer deut-
lich gemacht, dass die Landesregierung in Zeiten knapper Kassen einen effizienteren Umgang 
der Landesbehörden mit Steuergeldern erreichen möchte. Es wäre ein spürbarer Fortschritt 
auf diesem Weg, wenn die Straßenbauverwaltung im dargestellten Fall und allen zukünftigen 
Fällen dieser Art einen Ausbau in einem der verkehrlichen Bedeutung der Straße angemesse-
nen Standard akzeptiert und darauf verzichtet, finanzschwache Gemeinden zu vermeidbaren 
Ausgaben zu zwingen.   

Da der Baubeginn im Falle der Eulentalstraße demnächst bevorsteht wäre ich Ihnen dankbar, 
wenn Sie kurzfristig in dieser Angelegenheit aktiv würden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Boris Palmer MdL 


